
Der ZOB Rahlstedt an der Amtsstraße
ist wieder und wieder Kritikpunkt in
Hinsicht aufBarrierefreiheit.

TrotzvorhandenerRampenhabenhier
mobilitätseingeschränkte Reisende
erhebliche Probleme, die Anlage ohne
Hilfe zu nutzen. In ihrer Antwort auf
eine Anfrage der SPD-Bezirksfraktion
erkennen die Behörden nun erstmals
an, dass die vorhandene Rampe
zwischen Busumsteigeanlage und
Bahnsteigzugang nach heutigem
Maßstab nicht mehr barrierefrei ist.
Diesen Zustand will die Wandsbeker
SPD-Fraktionnunändern.

„Viele Jahre wurde uns erklärt, am ZOB
Rahlstedt wäre alles in Ordnung, eine
Barrierefreiheit würde durch die
Rampe zur Unterführung bestehen“,
so Lars Kocherscheid-Dahm, Regional-
sprecher fürRahlstedt.

In der Antwort auf eine Anfrage der
SPD-Fraktion heißt es nun, die Rampe
würde nach heutigen Maßstäben
einer Barrierefreiheit nicht mehr
genügen. Diese Auskunft nehmen wir
zum Anlass uns für eine dauerhafte
Verbesserung der Situation ein-
zusetzen. Wenn die Ergebnisse der
Prüfung durch das Bezirksamt vor-
liegen, werden wir in den zuständigen
Ausschüssen nach Finanzierungs-
möglichkeiten suchen und gemein-
sam mit dem Bezirksamt möglichst
rasch eine Lösung für die Rahlstedter
BürgerinnenundBürger finden.
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ZOB RAHLSTEDT: SPD WILL
BARRIEREFREIHEIT ERREICHEN

BEZIRKSVERSAMMLUNG AM 25. AUGUST

Liebe Wandsbekerinnen,
Liebe Wandsbeker,

mit unserem Infobrief bieten wir
Ihnen die Möglichkeit, sich über
unsereArbeit zu informieren.

Wir setzen uns dafür ein, dass
Bürgernähe, Transparenz und
Kenntnis der Probleme vor Ort
wieder das politische Handeln in
Wandsbekbestimmen.

Wichtigste Aufgabe wird es sein,
neue Beteiligungsformen zu
finden, um den Bezirk gemeinsam
mit Ihnen so zu entwickeln, dass er
hamburgweit an Anziehungskraft
gewinnt.

Ihre Anja Quast
(Fraktionsvorsitzende)

GuterStart ausderSommerpause

In die Beratungen der ersten Sitzung
der Bezirksversammlung nach der
Sommerpause hat die SPD-Bezirks-
fraktion die folgenden Anträge zur
Debatteangemeldet:

“

”: der
Antrag setzt sich für die Schaffung von
ambulanten Wohn- und Arbeits-

möglichkeiten für Menschen mit
ge i s t i gen Beh inde rungen im
Güstrower Weg in Rahlstedt ein.

“

”: hier soll die langfristige
Absicherungder Integrationsarbeit im
Bezirk gesichert werden. Weiterhin
haben wir einen Antrag

Gemeinsam mit dem Koalitions-
partner, derGAL,wurdeeinAntragzur

erarbeitet.Ambulantes Wohnen für Menschen

mit Behinderung ermöglichen

Integrationsbeauftragten im Bezirk

sichern - Integrationsarbeit vor Ort

stärken Umgestaltung des Ostpreußen-

platzes

eingereicht,
der das Bezirksamt auffordert, zu
prüfen, mit welchen Mitteln der

Übergang vom ZOB zur

gestaltet werdenkann.

Unterführung

in der Amtsstraße in Rahlstedt

barrierefrei

www.spdfraktion-wandsbek.de
Buero@spdfraktion-wandsbek.de

Lars
Kocherscheid-Dahm
Fachsprecher für Verkehr
Regionalsprecher
Rahlstedt
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DEN INFOBRIEF PER MAIL ?

Regelmäßig zu den Sitzungen der
Bezirksversammlung erscheint der
Infobrief der SPD-Bezirksfraktion
Wandsbek

Mit diesem Infobrief möchten wir Sie
über unsere Arbeit in der Wandsbeker
Bezirksversammlung informieren.
undüberaktuelleTermineberichten.

AbdernächstenAusgabe listenwirdie
SPD-Abgeordneten nachWahlkreisen
geordnet auf, um Ihnen Ihre An-

sprechpartner vorzustellen..

Wenn Sie unseren Infobrief per Email
erhalten wollen, schicken Sie uns bitte
eineEmailanunsereAdresse:

dann nehmen wir Sie gern in unseren
Verteiler fürden Infobriefmit auf.

buero@spdfraktion-wandsbek.de

Die SPD-Bezirksfraktion Wandsbek
setzt sich für eine ambulante Wohn-
möglichkeit für Menschen mit
Behinderungenein

Etwa 2.500 Hamburgerinnen und
Hamburger leben derzeit aufgrund
ihrer geistigen Behinderung in einer
stationären Einrichtung. Wie andere
Menschen auch, wollen viele von
ihnen ihr Leben möglichst selbst-
ständig gestalten. Sie wünschen sich
einLeben ineinereigenenWohnung.

Es ist Ziel der Senatspolitik dies für
eine große Zahl von Menschen zu
ermöglichen. Hamburg fördert
deshalb den Ausbau der ambulanten
Betreuung im eigenen Wohnraum.
Damit sollen mehr Menschen mit
Behinderungen eine echte Alternative
zur stationären Betreuung haben.
Wenn sie es wünschen, sollen sie in
einer eigenen Wohnung oder einer
Wohngemeinschaft lebenkönnen.

Voraussetzung für die Verwirklichung
dieses Ziel ist die Zurverfügung-
stellunghierfürgeeigneterBaugrund-

stücke. Das bislang geltende Höchst-
preisverfahren bei der Vergabe
städtischer Grundstücke war diesem
Ziel jedenfalls nicht dienlich. Im
Arbeitsprogramm des neuen Senats
vom 10. Mai 2011 wird nun ein
Richtungswechsel vollzogen. Unter
der Überschrift „Grundstücksvergabe
nach Konzeptqualität“ heißt es: „Die
Vergabe städtischer Flächen soll sich
in Zukunft stärker an der Qualität des
planerischen Konzeptes gegenüber
dem Höchstpreisverfahren orien-
tieren. Hierbei sollen soziale Aspekte
stärker berücksichtigt werden. Zu
hohe Preise dürfen den Bau von
Wohnungennicht behindern.“

Für ambulantes Wohnen für Men-
schen mit Behinderungen eignet sich
das städtische Grundstück Güstrower
Weg 2 in besonderem Maße, da es
zentral gelegen ist und in unmittel-
barer Umgebung bereits mehrere
Arbeitsstätten für Menschen mit
Behinderungen ansässig sind. Das
Grundstück befindet sich im Gebiet
des in Aufstellung befindlichen

Bebauungsplans Rahlstedt 128
(Wohnen an der Wandse), der hier die
Festsetzung WA II-III o vorsieht.
Darüber hinaus eignet sich der
Standort auch für ein Kulturcafé, das
der von den Koalitionspartnern
unterstützen Initiative zur Errichtung
eines Rahlstedter Kulturzentrums als
Standort dienenkönnte.

Wir fordern, dass der zuständigen
Behörde empfohlen wird, dem
anstehenden Verkauf des Grund-
stücks Güstrower Weg 2 eine Kon-
zeptausschreibung zugrunde-zu
legen, mit dem Ziel, dort ambulante
Wohnmöglichkeiten für Menschen
mit Behinderungen nebst weiteren
Nutzungen (z.B. Kulturcafé) zu
ermöglichen.

Michael
Ludwig-Kircher
Fachsprecher
für Soziales


